PAGE  
- 7 - 

Anlage 3

Versicherungsrechtliche Beurteilung von Gesellschafter-Geschäftsführern einer GmbH

(Besprechungsergebnis der Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger

vom 6./7.11.1986)

Die Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherungspflicht wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass eine in einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) beschäf​tigte Person zugleich Mitunter-nehmer der GmbH ist. Mitarbeitende Gesellschafter einer GmbH können daher durchaus in einem abhängigen und damit sozialversiche​rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis zur GmbH stehen. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts liegt bei mitarbeitenden Gesellschaf-tern - und das gilt auch für Gesellschafter-Geschäftsführer - ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis zur GmbH allerdings nur dann vor, wenn die Gesellschafter

-
funktionsgerecht dienend am Arbeitsprozess der GmbH teilhaben,

-
für ihre Beschäftigung ein entsprechendes Arbeitsentgelt erhalten und

-
keinen maßgeblichen Einfluss auf die Geschicke der Gesellschaft kraft eines etwaigen Anteils am Stammkapital geltend machen können.

Sofern also ein Gesellschafter-Geschäftsführer über mindestens 50 v. H. des Stammkapitals verfügt oder aufgrund besonderer Vereinbarung im Gesellschaftsvertrag die Beschlüsse der anderen Gesell-schafter verhindern kann (Sperrminorität), hat er entscheidenden Einfluss auf die Geschicke der GmbH. Er kann insbesondere Beschlüsse, die sein Arbeitsverhältnis benachteiligen würden, verhin-dern, so dass in diesen Fällen ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis von vornherein ausscheidet. In allen anderen Fällen muss sorgfältig beurteilt werden, ob ein abhängiges und damit sozialversiche​rungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis vorliegt. Bei dieser Prüfung kann auf die als Anlage beige-fügte Entscheidungshilfe sowie die anhängende Rechtsprechungsübersicht zurückgegriffen werden.

Im Übrigen vertreten die Besprechungsteilnehmer die Auffassung, dass die Einzugsstelle in ihrem nur im Einzelfall zu erteilenden Bescheid darauf hinweisen sollte, dass sich ihre versicherungsrechtliche Entscheidung nur auf die im Zeitpunkt der Beurteilung maßgebenden tatsächlichen Verhältnisse in der GmbH bezieht und eine Änderung in diesen Verhältnissen (z.B. Änderung der Kapitalbeteiligung) durchaus zu einer ande​ren versicherungsrechtlichen Beurteilung führen kann. Die GmbH sollte daher in dem Bescheid aufgefordert werden, der Einzugsstelle jede Änderung in den Gesellschafts​verhältnissen umgehend mitzuteilen, damit die Einzugsstelle erforderlichenfalls die versicherungs-rechtliche Beurteilung überprüfen kann.

Anlage 1
Entscheidungshilfe zur versicherungsrechtlichen Beurteilung

von Gesellschafter-Geschäftsführern einer GmbH

	I. Kapitalanteil mindestens 50 v.H.? 

oder andere Sperrminoritäten bei 

besonderer Vereinbarung im Gesell-

schaftervertrag
	nein


	ja


	Von vornherein kein abhängiges Beschäfti-gungsverhältnis, da maßgeblicher Einfluss auf die Geschicke der Gesellschaft (1, 2, 5, 7). Dies gilt auch, wenn ein besonderer Beirat bestellt wird (7).



	Da aufgrund des Kapitalanteils ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis nicht von vornherein ausgeschlossen ist, sind die allgemeinen Voraussetzungen für ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis zu prüfen. Maßgebend ist das Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse (1, 2, 4, 6).



	II. Selbstkontrahierung?

Abdingung des Selbstkontrahierungsverbots nach § 181 BGB


	nein


	ja


	Indiz gegen ein abhängiges Beschäftigungs-verhältnis

	III. Branchenkenntnisse?

Geschäftsführer verfügt als einziger Gesell-schafter über die für die Führung des Be-triebs notwendigen Branchenkenntnisse
	nein


	ja


	Indiz gegen ein abhängiges Beschäftigungs-verhältnis, da die übrigen Gesellschafter nicht oder kaum in der Lage sind, dem Geschäfts-führer Weisungen zu erteilen (2, 8)



	IV. Bindung an Zeit, Dauer und Ort der Ar-beitsleistung?

Es kommt nicht allein darauf an, inwieweit die Sachentscheidungsbefugnis begrenzt ist. Wesentlicher ist, ob der äußere Rahmen der Tätigkeit durch einseitige Weisung geregelt werden kann (1, 6)


	ja


	nein


	Kein abhängiges Beschäftigungsverhältnis. 

Soweit der Geschäftsführer kein Gesellschaf- ter der GmbH ist, besteht jedoch regelmäßig Versicherungs- und Beitragspflicht (3).

	V. Familien-GmbH?
	nein


	ja


	Kein abhängiges Beschäftigungsverhältnis, wenn die Geschäftsführertätigkeit mehr durch familienhafte Rücksichtnahmen und durch ein gleichberechtigtes Nebeneinander als durch einen für ein Arbeitnehmer-Arbeitgeberver​hältnis typischen Interessengegensatz ge-kennzeichnet ist (2, 8).



	VI. Firmenumwandlung?

Geschäftsführer war vor der Umwandlung Alleininhaber einer Einzelfirma
	nein


	ja
	Kein abhängiges Beschäftigungsverhältnis, wenn der Geschäftsführer „Kopf und Seele„ des Betriebs geblieben ist und die gesell-schaftsrechtlichen Maßnahmen nur deshalb getroffen worden sind, weil er sich dadurch haftungs- und/oder steuerrechtlich besser zu stehen glaubt (8).



	VII. Erhebliches Unternehmerrisiko?
	nein


	ja


	Indiz gegen ein abhängiges Beschäftigungs-verhältnis (6). Teilhabe am Arbeitsprozess in diesen Fällen häufig zwar funktionsgerecht, aber nicht „dienender„ Natur (1, 2).

	Abhängiges Beschäftigungsverhältnis


Anlage 2

Übersicht über die BSG-Rechtsprechung zur versicherungsrechtlichen Beurteilung

von Gesellschafter-Geschäftsführern einer GmbH

	Nr.
	BSG/Fundstelle
	Sachverhalt/Entscheidung
	Begründung

	1.
	13.12.60

- 3 RK 2/56 -

(BSGE 13, 196)
	-
Kapitalbeteiligung 5 v.H. 

-
Hauptgläubiger der GmbH   mit 106.000 DM

-
Anstellungsvertrag, wonach die gesamte Arbeitskraft für die GmbH aufgewendet werden muss

-
Bindung an die Satzung und Anweisung durch Gesellschafterbeschlüsse

-
Vergütung 10 v.H. des Jahresumsatzes

Kein abhängiges Beschäftigungsverhältnis


	-
Obwohl der Geschäftsführer einer GmbH Arbeitgeberfunktionen wahrnimmt, kann dennoch eine Arbeitnehmereigenschaft im Sinne der Sozialversicherung vorliegen.

-
Das RVA hat bei der versicherungsrechtli-chen Beurteilung von Gesellschafter-Geschäftsführern nur an die Kapitalbeteili-gung angeknüpft. Dem kann nicht voll gefolgt werden.

-
Die Kapitalbeteiligung ist nur dafür aus-schlaggebend, ob nicht von vornherein auf-grund der Mehrheit oder Sperrminorität in-nerhalb der Gesellschaftsversammlung ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis aus-geschlossen ist.

-
Ist dies nicht der Fall, ist zu prüfen, ob und inwieweit der Gesellschafter-Geschäfts​führer weisungsgebunden ist.

-
Besteht die Weisungsgebundenheit allein darin, dass der Geschäftsführer in seiner Entscheidungsfreiheit bei bestimmten wich-tigen Geschäften beschränkt ist, ohne zugleich einem – für die persönliche Ab-hängigkeit  ausschlaggebenden – Direkti-onsrecht des Dienstberechtigten in Bezug auf die Ausführung seiner Arbeit unterwor-fen zu sein, so ist der Geschäftsführer trotz seiner gesellschaftsrechtlichen Bindung an den – in Beschlüssen konkretisierten – Wil-len der Gesellschaftsmehrheit nicht abhän-gig beschäftigt.

	2.
	15.12.71

- 3 RK 67/68 -

(USK 71199)


	-
Kapitalanteil 1/3 (geschiedene Ehefrau 2/3)

-
einschlägige Branchenkennt-nisse als einziger   Gesell-schafter

-
monatliches Gehalt

-
Geschäftsführertätigkeit ohne Gesellschafterbeschluss oder Anstellungsvertrag

Kein abhängiges Beschäfti-gungsverhältnis


	
Was die Ausführungen der Arbeit angeht, kann die Weisungsgebundenheit – insbe-sondere bei Diensten höherer Art – stark eingeschränkt zur funktionsgerechten, die-nenden Teilhabe am Arbeitsprozess verfei-nert sein; die Dienstleistung ist trotzdem fremdbestimmt, wenn sie in der von ande-rer Seite vorgeschriebenen Ordnung des Betriebes aufgeht.

-
Kann der Dienstnehmer seine Tätigkeit dagegen im Wesentlichen frei gestalten 
und seine Arbeitszeit bestimmen, so ist er selbständig tätig.



	Nr.
	BSG/Fundstelle
	Sachverhalt/Entscheidung
	Begründung

	
	
	
	-
Verfügt der Geschäftsführer als einziger Gesellschafter über die für die Führung des Betriebes notwendigen Branchenkenntnis-se, gibt seine Meinung bei Gesellschafts-beschlüssen in der Regel den Ausschlag.


Insoweit kann nicht von Weisungsgebun-denheit ausgegangen werden.

-
Das gemeinsame Wirken im Dienst der GmbH ist durch ein gleichberechtigtes Ne-beneinander gekennzeichnet.

	3.
	22.8.73

- 12 RK 24/72 -

(USK 73122)
	-
Keine Kapitalbeteiligung

-
Dienstvertrag

-
Jahresgehalt und Urlaubsver-einbarung

-
im Übrigen gelten die Bestim-mungen des BGB und HGB über die Stellung des Ge-schäftsführers

-
der Geschäftsführer hat im Auftrag der Gesellschaftsver-sammlung die Geschäftsord-nung, den Organisationsplan und die Arbeitsplatzbeschrei-bung aufgestellt

Es liegt ein abhängiges Beschäf-tigungsverhältnis vor.


	-
Der Sachverhalt ist anders zu beurteilen als bei einem Gesellschafter-Geschäftsführer, da hier das unternehmerische Risiko fehlt. Der Geschäftsführer stellt nur seine Ar-beitskraft in den Dienst der GmbH. Hierbei kann die Eingliederung in den Betrieb allein ausreichend sein, um ein abhängiges Be-schäftigungsverhältnis zu bejahen.

-
Die Eingliederung liegt hier bereits darin begründet, dass der Geschäftsführer Be-schlüsse der Gesellschafter auszuführen hat und auch nur im Rahmen dieser Be-schlüsse handeln darf.

-
Es kommt nicht darauf an, dass die Gesell-schafter von ihrer Überwachungsbefugnis gegenüber dem Geschäftsführer tatsächlich Gebrauch machen.

	4.
	31.7.74

- 12 RK 26/72 -   

(USK 7467)
	-
Kapitalanteil 1/3

-
Beschlüsse werden mit 2/3-Mehrheit gefasst 

zurückverwiesen, zur Klärung der möglichen Abhängigkeit


	-
Da keine Sperrminorität vorhanden ist, ist ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis nicht von vornherein ausgeschlossen.

-
Wird die Tätigkeit entsprechend den Belan-gen des Unternehmens, die in Wahrheit mit den Belangen des Geschäftsführers iden-tisch sind, selbst frei bestimmt, liegt kein abhängiges Beschäftigungsverhältnis vor.

-
Die faktischen Verhältnisse sind für diese Beurteilung entscheidend.

	5.
	22.11.74

- 1 RA 251/73 -  

(USK 74139)
	-
Kapitalanteil 50 v.H.

-
Dienstvertrag

-
Monatliches Gehalt und Weih-nachtsgeld

Kein abhängiges Beschäfti-gungsverhältnis
	-
Da der Geschäftsführer über die Sperrmi-norität innerhalb der Gesellschaftsver-sammlung verfügt, ist ein abhängiges Be-schäftigungsverhältnis von vornherein aus-geschlossen.

-
Die steuerrechtliche Beurteilung ist für die Prüfung der Sozialversicherungspflicht nicht entscheidend.




	
Nr.
	BSG/Fundstelle
	Sachverhalt/Entscheidung
	Begründung

	6.
	24.6.82

- 12 RK 45/80 -  

(USK 82160)
	-
Jeweilige Kapitalbeteiligung unter 50 v.H. 

-
Anstellungsvertrag

-
Verteilung der Aufgaben ein-vernehmlich mit den anderen Geschäftsführern

-
Für bestimmte Geschäfte ist die Zustimmung der Gesell-schaftsversammlung notwen-dig.

-
Die Arbeitszeit kann frei be-stimmt werden.

An das LSG zurückverwiesen, da Kriterien eines abhängigen Beschäftigungsverhältnisses noch geprüft werden müssen.
	-
Da weder eine Kapitalmehrheit noch Sperr​minorität vorliegt, ist ein abhängiges Be-schäftigungsverhältnis nicht von vornherein ausgeschlossen.

-
Das Arbeitsgerichtsgesetz (hier gilt der Geschäftsführer einer GmbH nicht als Arbeitnehmer) hat keine Bedeutung für die Sozialversicherung.

-
Entscheidend ist das Gesamtbild der Tätig-keit.

-
Hierbei ist wesentlich, ob der äußere Rah-men der Tätigkeit insbesondere was Zeit, Dauer und Ort der Arbeitsleistung betrifft, durch einseitige Weisungen der Gesell-schaft geregelt wird oder geregelt werden kann.

-
Es muss ein für ein Arbeitnehmer-Arbeit​geberverhältnis typischer Interessengegen-satz vorhanden sein. Ein solcher ist kaum denkbar, wenn die Geschäftsführer zugleich die alleinigen Gesellschafter sind.

-
Von Bedeutung ist auch die Kapitalbeteili-gung. Diese wird häufig so hoch sein, dass die Geschäftsführer ein nicht unerhebliches Unternehmerrisiko tragen, so dass sie ihre Tätigkeit nicht für ein ihnen fremdes, son-dern im eigenen Unternehmen ausüben.

	7.
	24.6.82

- 12 RK 43/81 -  

(USK 82166)
	-
Kapitalanteil jeweils 50 v.H.

-
Beide Gesellschafter sind durch Gesellschaftsvertrag zu Geschäftsführern bestimmt worden.

-
Ein besonderer Beirat soll errichtet werden, der für be-stimmte Geschäfte von den Geschäftsführern angehört werden muss.

Kein abhängiges Beschäfti-gungsverhältnis
	-
Aufgrund der Sperrminorität scheidet für beide Geschäftsführer ein abhängiges Be-schäftigungsverhältnis aus.

-
Die Schaffung des besonderen Beirates hat hierauf keinen Einfluss.

	8.
	23.9.82

- 10 RAr 10/81 -  

(USK 82140)
	-
Kapitalanteil 5 v.H. 

-
„Kopf und Seele„ des Famili-enunternehmens

-
Vor Umwandlung in GmbH Alleininhaber der Einzelfirma

An das LSG zurückverwiesen


	-
Die Selbständigkeit eines Gesellschafter-Geschäftsführers ist nicht davon abhängig, dass er gerade über seine Kapitalbeteili-gung einen entscheidenden Einfluss auf die Gesellschaft ausüben kann. Auch bei einem GmbH-Geschäftsführer ohne Kapital-beteiligung können die Verhältnisse so lie-gen, dass Selbständigkeit angenommen werden muss.




	Nr.
	BSG/Fundstelle
	Sachverhalt/Entscheidung
	Begründung

	
	
	
	-
Die fachliche Überlegenheit allein reicht für die Annahme einer Weisungsfreiheit aber nicht aus.

-
Es ist noch festzustellen, warum die Gesell-schaftsgründung durchgeführt worden ist. Sind die gesellschaftsrechtlichen Maßnah-men nur deshalb getroffen worden, weil der Geschäftsführer dadurch haftungsrechtlich und/oder steuerrechtlich besser zu stehen glaubt, so hat sich an seiner Selbständigkeit nichts geändert.

-
Ergeben die Ermittlungen keine eindeutige Antwort auf die Frage, ob eine abhängige Beschäftigung oder eine selbständige Tä-tigkeit vorliegt, ist das bisherige Berufsleben als Indiz heranzuziehen.
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